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Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte und Zielse tzungen des  
LEP-Entwurfes 
(auf der Grundlage eines Textes des Städtetages Nordrhein-Westfalen vom 06.09.2013) 

1.  Einleitung 
Zur Steuerung der Regional-, Bauleit- und Fachplanung enthält der Entwurf des neuen LEP 
NRW übergreifende Ziele zur räumlichen Struktur des Landes, zum Klimaschutz, zu einer 
besseren regionalen Zusammenarbeit und einer „erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung“ 
sowie Festlegungen zu den Sachbereichen 

� Siedlungsraum, 
� Freiraum, 
� Verkehr- und technische Infrastruktur, 
� Rohstoffversorgung und 
� Energieversorgung. 

Vorgesehen ist auch die Integration der bereits vorgezogenen und inzwischen schon in Kraft 
getretenen Regelungen zum großflächigen Einzelhandel. Der Entwurf des neuen 
Landesentwicklungsplans kann auf der Homepage der Landesregierung eingesehen werden 
(http://www.nrw.de/landesregierung/landesplanung/). 

2. Steuerungsfunktion des Landesentwicklungsplans 
Der LEP legt die mittel- und langfristigen strategischen Ziele zur räumlichen Entwicklung des 
Landes Nordrhein-Westfalen fest. Seine übergreifenden Festlegungen (Kap. 2 bis 5), seine 
Festlegungen für bestimmte Sachbereiche (Kap. 6 bis 10) sowie die zeichnerischen 
Festlegungen sind in der nachgeordneten Regional-, Bauleit- und Fachplanung zu beachten 
bzw. zu berücksichtigen. Umgekehrt werden nach dem gesetzlich verankerte 
"Gegenstromprinzip" die bestehenden nachgeordneten Pläne in die Erarbeitung der 
Raumordnungspläne der Landes- und Regionalplanung einbezogen.  

Im Maßstab des LEP sind nur bedingt räumlich konkret abgegrenzte Festlegungen zu 
Nutzungen und Schutzfunktionen möglich. Solche Konkretisierungen werden weitgehend der 
Regionalplanung und anderen nachgeordneten Planungen überlassen. Sie müssen dort 
unter Beachtung bzw. Berücksichtigung der im LEP textlich festgelegten Ziele und 
Grundsätze erfolgen. Das gestufte Raumplanungssystem ist darauf ausgerichtet, mit 
rahmensetzenden Festlegungen der Landes- und Regionalplanung in den nachfolgenden 
Planungsverfahren zeitraubende Auseinandersetzungen über Raumnutzungen zu 
vermeiden. Landesplanerische Festlegungen schaffen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
frühzeitig Planungs- und Investitionssicherheit für Bevölkerung und Wirtschaft und sie treffen 
auch Vorsorge vor Schäden, z. B. durch die Festlegung von Überschwemmungsbereichen, 
in denen nicht weiter gebaut werden darf. 

Rechtswirkungen nach § 4 Raumordnungsgesetz (ROG) haben die textlich festgelegten 
Ziele und Grundsätze des LEP in den Kapiteln 2 bis 10 mit den Anhängen 1 und 2 sowie die 
zeichnerischen Festlegungen in der Anlage (vgl. auch Kap. 11 „Rechtsgrundlagen“). 
Ergänzend sind im Text des LEP allen Zielen und Grundsätzen Erläuterungen zugeordnet 
und die zeichnerischen Darstellungen enthalten neben Festlegungen auch nachrichtliche 
Darstellungen zur Aufteilung des Landes in Siedlungsraum und Freiraum sowie zur 
räumlichen Orientierung an regionalen Plangebieten und Gemeindegrenzen. 

Bisher waren die Ziele und Grundsätze der Landesplanung in Nordrhein-Westfalen in zwei 
verschiedenen Planwerken, dem Landesentwicklungsprogramm (LEPro) und dem 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen von 1995 geregelt. Mit der Zusammenführung 
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von LEPro und LEP '95 im neuen Landesentwicklungsplan, wird das nordrhein-westfälische 
Regelwerk der Raumordnung gestrafft und in einem Planwerk konzentriert. Damit soll der 
neue LEP zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften beitragen. 

3. Veränderte Rahmenbedingungen für die Raumentwick lung 
Infolge der dichten Besiedelung und der damit einhergehenden Konkurrenz verschiedenster 
Ansprüche an den begrenzten Raum ist die Raumordnung gerade in Nordrhein-Westfalen 
von besonderer Bedeutung – und sie hat hier ihre Wurzeln. Das Land ist inzwischen 
"überplant" und der vorliegende LEP kann insofern auf früheren Landesentwicklungsplänen 
und den flächendeckend vorliegenden Regionalplänen aufbauen. 

Seit der Aufstellung des bisher gültigen LEP in den 1990er Jahren haben sich die 
Rahmenbedingungen für die räumliche Entwicklung geändert und machen eine Anpassung 
der raumordnerischen Ziele und Grundsätze erforderlich. Dies betrifft insbesondere die 
absehbare Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen ("Demographischer Wandel"), 
die fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft, den Klimawandel sowie die Entwicklungen 
im Einzelhandel. 

Demographischer Wandel 

In Nordrhein-Westfalen leben heute (2012) ca. 17,8 Mio. Menschen. Nach der 
Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-
Westfalens 2011 – 2030/50 wird die Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen von 2012 bis 2030 
um 3,6 % abnehmen. Von diesem landesweiten Bevölkerungsrückgang werden die Teilräume 
Nordrhein-Westfalens sehr unterschiedlich erfasst. Während z. B. für den Raum Köln/Bonn, 
die Städte Aachen, Düsseldorf, Münster und Leverkusen sowie den Rhein-Erft- und Rhein-
Sieg-Kreis und die Kreise Kleve, Gütersloh und Paderborn noch eine weitere 
Bevölkerungszunahme erwartet wird, geht die Landesstatistik davon aus, dass die 
Bevölkerung im Ruhrgebiet, im Bergischen Städtedreieck sowie im Südosten und in einigen 
Kreisen im Nordosten des Landes von 2012 bis 2030 zum Teil um über 10 % zurückgehen 
wird. 

Der Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung wird landesweit deutlich zunehmen. 
Insofern gewinnt die Ausrichtung der Siedlungsstruktur auf eine wohnortnahe Versorgung 
und die barrierefreie Erreichbarkeit von Dienstleistungen an Bedeutung. Damit soll zugleich 
die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen verbessert werden. Die 
besonderen Forderungen der UN-Behindertenrechtskonvention finden somit 
Berücksichtigung. 

Trotz der insgesamt rückläufigen Bevölkerung ist bis zum Jahr 2025 vor allem durch 
Singlehaushalte und kleine Haushalte älterer Menschen noch mit einem Anstieg der Ein- und 
Zwei-Personen-Haushalte zu rechnen. Insbesondere durch die Zunahme der Anzahl der 
Haushalte wird die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf bis 2020 weiter zunehmen und 
die Wohnflächennachfrage insgesamt steigen. Die Wohnflächennachfrage wird sich 
voraussichtlich weiterhin regional unterschiedlich entwickeln und erst nach 2030 landesweit 
zurückgehen. 

Der demographische Wandel führt allerdings bereits jetzt zu einer verringerten Nachfrage 
bei der Neuinanspruchnahme von Siedlungsflächen für Wohnen, weil die Generation der 20- 
bis 50-Jährigen, die in erster Linie Einfamilienhäuser nachfragt, seit 2001 zahlenmäßig 
zurückgeht. Die potentiell Nachfragenden von Bauflächen werden sich außerdem zu einem 
beträchtlichen Teil aus dem Bestand bedienen, zumal diese Generation stärker als frühere 
Generationen Grund- bzw. Wohnungseigentum erben wird. 
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Globalisierung der Wirtschaft 

Mit 11 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern an Rhein und Ruhr befindet sich in Nordrhein-
Westfalen der größte Ballungsraum Europas und damit ein wichtiger Absatzmarkt für in- und 
ausländische Investoren. Die Leistungsstärke von Industrie und Gewerbe liegt in Nordrhein-
Westfalen gleichermaßen in den Verdichtungsgebieten und den ländlichen Räumen, in 
denen traditionell viele Unternehmen beheimatet sind. 

Daneben hat in Nordrhein-Westfalen auch die Produktion von Lebensmitteln und die 
Ernährungswirtschaft Bedeutung; etwa die Hälfte der Landesfläche wird landwirtschaftlich 
genutzt. Eine kreative Ökonomie lebt vom produktiven Austausch zwischen den 
unterschiedlichen Milieus, die sich quer zu den bestehenden teilräumlichen Zuordnungen 
entwickelt haben. 

Der wirtschaftliche Strukturwandel und die Internationalisierung der Märkte haben zu einer 
Intensivierung des Wettbewerbs zwischen den Städten und Regionen geführt, der sich durch 
wachsende Standortunabhängigkeit der Unternehmen und die Mobilität der Beschäftigten 
noch verschärft. Gemeinden sehen sich zunehmend einem internationalen Wettbewerb 
ausgesetzt. Parallel hierzu wird sich – verursacht durch den demographischen Wandel – der 
Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte verschärfen. Da Beschäftigte bei der Wahl ihres 
Arbeits- und Wohnortes neben rein beruflichen Angeboten verstärkt "weiche 
Standortfaktoren" berücksichtigen, gewinnt im Standortwettbewerb die Verbesserung der 
Raumqualität, die „Kulturlandschaftsentwicklung" sowie eine familienfreundliche und 
barrierefreie Infrastruktur an Bedeutung. 

Klimawandel 

Eine weitere bedeutende Rahmenbedingung der Raumentwicklung ist der Klimawandel. 
Neben den gravierenden Folgen des Klimawandels für die Gesundheit der Menschen sowie 
für Natur und Umwelt, entstehen auch erhebliche volkswirtschaftliche Belastungen. 

Auch in NRW macht sich der Klimawandel bemerkbar. Durchschnittstemperatur und jährliche 
Niederschläge haben zugenommen, mit einer fortgesetzten Klimaerwärmung ist zu rechnen. 
Auch die Niederschläge werden - voraussichtlich regional unterschiedlich - weiter 
zunehmen, wobei sich allerdings deutliche regionale Unterschiede zeigen werden. Auch 
Wetterextreme wie Starkniederschläge oder längere Hitzeperioden werden voraussichtlich 
zunehmen. Diese klimatischen Veränderungen erfordern auch Schutz- und 
Anpassungsmaßnahmen in der Regional-, Bauleit- und Fachplanung. 

In NRW wird etwa ein Drittel der in Deutschland entstehenden Treibhausgase emittiert. Als 
bedeutendes Industrieland und als Energieregion in Europa hat NRW damit einerseits eine 
besondere Verantwortung beim Klimaschutz, andererseits große Potentiale zur Reduktion 
von Treibhausgasemissionen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat daher mit dem 
Klimaschutzgesetz erstmalig verbindliche Klimaschutzziele festgelegt und einen 
institutionellen Rahmen für die Erarbeitung, Umsetzung und Überprüfung von 
Klimaschutzmaßnahmen eingerichtet. Damit will Nordrhein-Westfalen seine 
Treibhausgasemissionen bis 2020 um mindestens 25 % und bis 2050 um mindestens 80 % 
gegenüber 1990 reduzieren. Diese im Klimaschutzgesetz formulierten Ziele sollen u.a. durch 
raumordnerische Maßnahmen erreicht werden. 

Entwicklungen im Einzelhandel 

Der Einzelhandel in Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten verändert: auf der 
Angebotsseite durch andere bzw. neue Betriebstypen, Konzentrationsprozesse und 
Filialisierung, auf der Nachfrageseite durch verändertes Kaufverhalten. 
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Die Verkaufsflächenzuwächse waren dabei erheblich; bei stagnierenden Pro-Kopf-Ausgaben. 
Es wird davon ausgegangen, dass sich dieser Trend fortsetzt und sich die 
einzelhandelsrelevanten Gesamtausgaben bedingt durch den demographischen Wandel 
eher reduzieren werden, was zur Verringerung der Flächenproduktivität führt. Dies wiederum 
steigert das Interesse an günstigen Flächen für den Einzelhandel, die in der Regel eher nicht 
in den Innenstädten und örtlichen Zentren zu finden sind. 

Ebenfalls feststellen lässt sich ein Trend im Einzelhandel, neben einem 
nahversorgungsrelevanten oder nicht zentrenrelevanten Kernsortiment zunehmend z. T. 
erhebliche zentrenrelevante Sortimente zu führen. Sofern diese Entwicklungen an Standorten 
außerhalb der Innenstädte und örtlichen Zentren stattfinden, tragen sie dazu bei, Zentren zu 
schwächen. 

Der Blick auf andere europäische Länder lässt den Schluss zu, dass die Ansiedlung großer 
Einkaufszentren – seien es herkömmliche Shopping Center oder Factory-Outlet-Center oder 
ähnliches – auch in Deutschland noch nicht abgeschlossen ist. Auch wenn bei den großen 
neuen Shopping Centern ein Trend zu innerstädtischen Standorten zu beobachten ist, 
besteht daneben weiterhin der Trend, auch außerhalb der Zentren teil- weise in erheblichem 
Umfang zentrenrelevante Sortimente anzubieten – sei es beispielsweise als Randsortimente 
von Möbelfachmärkten oder als Kernsortimente von Factory-Outlet-Centern. 

4. Aufgabe, Leitvorstellung und strategische Ausric htung der Landesplanung 
Nach § 1 ROG muss der Landesentwicklungsplan NRW das Landesgebiet Nordrhein-
Westfalen als zusammenfassender, überörtlicher und fachübergreifender Raumordnungsplan 
entwickeln, ordnen und sichern. Dabei sind unterschiedliche Anforderungen an den Raum 
aufeinander abzustimmen und auftretende Konflikte auszugleichen. Es ist Vorsorge für die 
verschiedenen Nutzungen und Funktionen des Raumes zu treffen. 

Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Landesgebietes soll sich in die Gegebenheiten 
und Erfordernisse des Gesamtraumes der Bundesrepublik Deutschland einfügen und die 
Gegebenheiten und Erfordernisse der regionalen und kommunalen Planungsgebiete in 
Nordrhein-Westfalen berücksichtigen (Gegenstromprinzip). 

Leitvorstellung bei der Erfüllung dieser Aufgabe ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die 
die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen 
Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung 
mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen des Landes beiträgt. 

Diese rechtlichen Verpflichtungen und die unter 3. beschriebenen Herausforderungen und 
Rahmenbedingungen erfordern nach Auffassung der Landesregierung folgende strategische 
Ausrichtung des LEP: 

� Natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig sichern 

Der Sicherung und Entwicklung des Freiraums soll besondere Bedeutung 
beigemessen werden. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen des 
Umweltschutzes Vorrang einzuräumen, wenn Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung oder die dauerhafte Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
gefährdet sind. 

� Ressourcen langfristig sichern 

Das Prinzip der „Nachhaltigkeit der Nutzung“ (ursprünglich: der Holzeinschlag wird auf 
die Menge des Zuwachses an Holzmasse beschränkt) wurde in der Raumordnung 
zunächst auf die „nachhaltige Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen“ und nach 
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der Umweltkonferenz von Rio (1992) auf die Leitvorstellung einer nachhaltigen 
Raumentwicklung erweitert. 

Dies verpflichtet die Landesplanung, die Ansprüche an den Raum so abzuwägen und 
die natürlichen Lebensgrundlagen so zu sichern, dass auch für kommende 
Generationen Lebens- und Raumnutzungsmöglichkeiten offengehalten werden. 

Der LEP ist deshalb darauf ausgerichtet, die Nutzung regenerierbarer Ressourcen 
grundsätzlich auf das Maß ihrer Neubildung zu beschränken und nicht regenerierbare 
natürliche Ressourcen im Sinne einer möglichst langfristigen Streckung ihrer 
Verfügbarkeit unter Berücksichtigung der Versorgungssicherheit sparsam zu nutzen. 

� Freirauminanspruchnahme verringern 

Vor dem Hintergrund des absehbaren Bevölkerungsrückgangs soll der LEP im Sinne 
der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes noch stärker als in der Vergangenheit auf 
eine flächensparende, kompakte Siedlungsentwicklung und damit zugleich auf eine 
geringst mögliche Inanspruchnahme des Freiraumes hinwirken. Er leistet damit einen 
Beitrag zu dem in Nordrhein-Westfalen verfolgten Ziel, das tägliche Wachstum der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf Netto-
Null zu reduzieren. Gleichwohl will der LEP für eine bedarfsgerechte 
Flächensicherung für Wohnen bzw. Gewerbe und Industrie sorgen. Dazu soll der 
Aufbau eines Siedlungsflächenmonitorings beitragen, das belastbare Informationen 
über vorhandene Flächenreserven gibt und Entwicklungspotentiale aufzeigt. Durch ein 
funktionierendes Monitoring sollen aufwändige Prüfverfahren verkürzt werden. 

� Rohstoffversorgung langfristig sichern 

Der LEP macht es der Regionalplanung zur Aufgabe, die Versorgung von Wirtschaft 
und Bevölkerung mit mineralischen Rohstoffen für einen Zeitraum von mindestens 20 
Jahren bei Lockergesteinen und 35 Jahren bei Festgesteinen zu sichern. Durch eine 
auf ein Monitoring gestützte Überwachung soll sichergestellt werden, dass die 
planerische Versorgungssicherheit auch im Zuge des voranschreitenden Abbaus nicht 
unter 10 Jahre für Lockergesteine und 25 Jahre für Festgesteine absinkt. Auf diese 
Weise soll ein Ausgleich zwischen den Interessen der Wirtschaft auf der einen Seite 
und denen des Freiraumschutzes auf der anderen Seite erreicht und der 
Leitvorstellung der nachhaltigen Raumentwicklung Rechnung getragen werden. 

� Klimaschutzziele umsetzen 

Die konsequente Nutzung der erneuerbaren Energien soll eine tragende Säule der 
nordrhein-westfälischen Klimaschutzpolitik darstellen. Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Quellen macht Nordrhein-Westfalen weniger abhängig von  
Energieimporten und trägt maßgeblich zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
bei. Die Energieerzeugung soll daher auf einen stetig steigenden Anteil erneuerbarer 
Energien umgestellt werden. Dabei spielt die Windenergie eine tragende Rolle, ohne 
deren Ausbau die nordrhein-westfälischen Klimaschutzziele nicht erreicht werden 
können. Der Anteil der Windenergie an der Stromversorgung soll daher bis 2020 auf 
mindestens 15 % ausgebaut werden. 

Weiterhin stellt der Ausbau der dezentralen, effizienten und klimafreundlichen Kraft- 
Wärme-Kopplung (KWK) einen wesentlichen Baustein zur Erreichung der 
Klimaschutzziele dar. Deutschland plant, bis 2020 bundesweit 25 % des Stroms im 
Rahmen von KWK zu erzeugen. Nordrhein-Westfalen will dies durch eine 
Landesquote von mehr als 25 % des hier erzeugten Stroms flankieren. 
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An den klimapolitischen Zielsetzungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird deutlich, 
dass Klimaschutz ein Belang ist, der bereits auf der Ebene der Landes- und 
Regionalplanung umfassend zu berücksichtigen ist, um die planerische 
Voraussetzungen für die Energieerzeugung und Energieeffizienz zu schaffen. 

� Natur, Landschaft und biologische Vielfalt sichern 

Die biologische Vielfalt in Nordrhein-Westfalen ist ein Naturkapital, das auch einen 
wichtigen Beitrag zum Wohlergehen der Bevölkerung und zum wirtschaftlichen Wohl- 
stand beiträgt. Im Einklang mit den internationalen Strategien zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt der UN und der EU soll die fortschreitende Verminderung der 
biologischen Vielfalt und ökosystemarer Leistungsfähigkeit aufgehalten werden. 
Hierzu sind bereits bei der Landesplanung raumbezogene Festlegungen für 
Naturschutz und Landschaftsentwicklung erforderlich. Ca. 15 % der Landesfläche sind 
als Kernflächen eines alle Landesteile übergreifenden Biotopverbundes erfasst und im 
LEP für den Schutz der Natur festgelegt. 

Darin sind auch die durch die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie und die 
Vogelschutzrichtlinie geschützten Gebiete enthalten. In den Verdichtungsräumen 
werden die siedlungsnahen Freiflächen durch Regionale Grünzüge geschützt – 
darunter auch der noch weiter auszugestaltende Emscher-Landschaftspark. Der Erhalt 
und die Entwicklung des Freiraums hat einen wesentlichen Einfluss auf die 
Lebensqualität sowie die gesundheitlichen Rahmenbedingungen der Menschen in 
NRW und gewinnt im Hinblick auf die prognostizierte globale Erwärmung an 
Bedeutung durch die Freihaltung von Frischluftschneisen und 
Kaltluftentstehungsgebieten. 

� Regionale Vielfalt und Identität entwickeln 

Durch "erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung" soll die Vielfalt der nordrhein-
westfälischen Kulturlandschaften und das kulturlandschaftliche Erbe erhalten und als 
Anker der regionalen Identität entwickelt werden. Der Gestaltung unserer räumlichen 
Umwelt soll mehr Bedeutung beigemessen werden. Zugleich soll damit das im 
Wettbewerb um Einwohnerinnen und Einwohner und Unternehmen zunehmend 
bedeutsame Wohn- und Arbeitsumfeld verbessert werden. 

� Zentrale Orte und Innenstädte stärken 

Nach 2025 wird die Bevölkerung voraussichtlich in allen Teilräumen Nordrhein-
Westfalens abnehmen, auch dort, wo sie zunächst noch wächst. Dadurch kann es zu 
Tragfähigkeitsproblemen insbesondere bei den Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
kommen. Um dem entgegenzuwirken und die Grundversorgung für alle 
Bevölkerungsgruppen flächendeckend zu sichern, muss die weitere 
Siedlungsentwicklung bereits jetzt auf Standorte konzentriert werden, an denen auch 
langfristig ein attraktives Angebot an öffentlichen und privaten Versorgungs- und 
Dienstleistungseinrichtungen bereitgestellt werden kann. Damit werden auch 
Innenstädte gestärkt, einer dispersen Siedlungsentwicklung wird entgegengewirkt und 
die Infrastrukturfolgekosten für die Gemeinden lassen sich reduzieren. 

� Mobilität und Erreichbarkeit gewährleisten 

Die Erreichbarkeit insbesondere der Einrichtungen der Daseinsvorsorge spielt 
angesichts des demographischen Wandels und der Verpflichtungen aus der UN- 
Behindertenrechtskonvention eine zunehmend größere Rolle. Zum einen wird sich das 
Mobilitätsverhalten einer alternden Gesellschaft verändern. Zum anderen werden 
durch den Bevölkerungsrückgang und die damit einhergehende Konzentration der 
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öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungsangebote die von den 
Einzelnen zu überwindenden Entfernungen größer. Dies macht eine enge 
Verknüpfung der Siedlungen mit einem für alle Bevölkerungsgruppen nutzbaren 
Angebot des öffentlichen Personenverkehrs notwendig. 

� Wachstum und Innovation fördern 

Um die Position des Landes als Wirtschaftsstandort zu festigen und auszubauen, will 
der LEP für ein bedarfsgerechtes Angebot an Flächen für Gewerbe und Industrie 
sorgen. Aus Sicht der Unternehmen und des Landes geht es dabei nicht um einzelne 
Gemeinden, sondern um die Standortqualität der gesamten Region. Diese 
Herausforderung sollen die Gemeinden insbesondere durch eine intensivere 
Kooperation bewältigen, die darauf abzielt, die Position ihrer Region im Wettbewerb 
zu verbessern. 

� Regionale Kooperation verstärken - Metropolfunktion en ausbauen 

Kommunal, staatlich und privat Handelnde werden zu mehr regionaler Kooperation 
aufgefordert. Eine ressortübergreifende und vernetzend arbeitende Landesplanung 
und -verwaltung unterstützt sie dabei nachdrücklich. Durch kooperative und 
arbeitsteilige Angebote lassen sich nicht nur Kosten sparen, sondern auch das 
bestehende hohe Versorgungsniveau und dadurch die Lebensqualität sichern. Diese 
Faktoren sind maßgeblich für die Standortentscheidungen der Wirtschaft und damit 
das Arbeitsplatzangebot. 

Erforderlich ist auch eine Reaktion auf die im In- und Ausland vorangetriebene 
"Metropolisierung" und "Regionalisierung". Dabei treten benachbarte Städte und 
Räume, die sich historisch, geographisch oder kulturell zusammengehörig fühlen, als 
Regionen mit einem eigenen Profil im nationalen und internationalen 
Standortwettbewerb auf. Das Land will seine Position als europäische Metropolregion 
darstellen und weiter ausbauen, um sich in diesem Wettbewerb als einer der 
führenden Wirtschaftsräume Europas und der Welt zu behaupten. 

� Steigerung der Raumqualität durch Konfliktminimieru ng und räumlichen 
Immissionsschutz, Trennungsgrundsatz 

Es gehört zu den zentralen Aufgaben der Raumordnung, unterschiedliche räumliche 
Nutzungen und Funktionen einander so zuzuordnen und zu entwickeln, dass 
gegenseitige Beeinträchtigungen weitest möglich vermieden oder minimiert werden 
und überlagernde Nutzungen und Funktionen miteinander verträglich sind. Dies 
schließt auch ein, dass raumbedeutsame Maßnahmen so geplant werden, dass 
Immissionsbelastungen unter Beachtung des Standes der Technik so niedrig wie 
möglich bleiben, bzw. dass mögliche Belastungen durch Immissionen auch durch 
vorsorgende räumliche Trennung und durch hinreichende Abstände vermieden 
werden. 

Die Festlegungen des LEP sind darauf ausgerichtet, Ansprüche an den Raum 
auszugleichen. Die weitere Konfliktminimierung muss bei der konkretisierenden 
Umsetzung in nachgeordneten Planungen erfolgen. 

 


